
 

 
 

 
 
 
 

N E W S L E T T E R 

Erbrecht und Erbschaftsteuerrecht September 2025 

 

 

____________________________________ 

 

Thema dieser Ausgabe 

   

 Wirksamkeit einer Zuwendung von Todes wegen an einen den Erblasser behandelnden Arzt trotz berufsständi-

schen Zuwendungsverbotes (BGH, Urt. v. 2.7.2025 – Az. IV ZR 93/24) 

 

   

____________________________________ 

 

Ein Vermächtnis, das ein Patient dem ihn behandeln-

den Arzt zuwendet, ist nicht nach § 32 Abs. 1 Satz 1 

der Berufsordnung der Ärztekammer Westfalen-Lippe 

(entspricht § 32 Abs. 1 Satz 1 der Muster-

Berufsordnung für die in Deutschland tätigen Ärztinnen 

und Ärzte) in Verbindung mit den §§ 134, 2171 Abs. 1 

BGB unwirksam. 

 



 
 
 
 

Newsletter Seite 2/5 
 

Hintergrund 

Nach der Berufsordnung der Ärztekammer Westfalen-

Lippe ist es Ärzten nicht gestattet, von Patientinnen und 

Patienten Geschenke oder andere Vorteile für sich zu 

fordern oder sich versprechen zu lassen oder anzu-

nehmen, wenn hierdurch der Eindruck erweckt wird, 

dass die Unabhängigkeit der ärztlichen Entscheidung 

beeinflusst wird. Diese Regelung entspricht der Muster-

Berufsordnung für die in Deutschland tätigen Ärztinnen 

und Ärzte. 

Der Bundesgerichtshof hatte nun mit Urteil vom 

2.7.2025 (Az. IV ZR 93/24) zu entscheiden, ob das 

berufsrechtliche Verbot zivilrechtlich zu einer Nichtigkeit 

eines Vermächtnisses in einem Testament führt. 

Urteil des Bundesgerichtshofs 

Sein Urteil vom 2.7.2025 fasst der Bundesgerichtshof in 

der Pressemitteilung Nr. 122/2025 vom 2.7.2025 wie 

folgt zusammen:  

„Der unter anderem für das Erbrecht zuständige IV. 

Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat entschieden, 

dass eine Zuwendung von Todes wegen zugunsten des 

Hausarztes des Erblassers nicht deshalb unwirksam ist, 

weil sie gegen ein den Hausarzt treffendes berufsstän-

disches Zuwendungsverbot verstößt. 

Sachverhalt: 

Der Kläger ist Insolvenzverwalter über das Vermögen 

eines Hausarztes, der den Erblasser seit 2015 behan-

delt hatte. Im Januar 2016 schloss der Erblasser mit 

dem Hausarzt sowie der ihn pflegenden Beklagten und 

deren Tochter vor einem Notar eine als "Betreuungs-, 

Versorgungs- und Erbvertrag" bezeichnete Vereinba-

rung. In dieser verpflichtete sich der Hausarzt gegen-

über dem Erblasser zu verschiedenen ärztlichen Leis-

tungen, unter anderem zu medizinischer Beratung und 

Behandlung, zu Hausbesuchen und telefonischer Er-

reichbarkeit sowie zu Betreuungsleistungen im häusli-

chen Bereich. Als Gegenleistung sollte der Arzt im Falle 

des Todes des Erblassers das Eigentum an einem dem 

Erblasser gehörenden Grundstück erhalten. 

Im März 2016 verfügte der Erblasser in einem notariel-

len Testament, dass ihn die Beklagte hinsichtlich seines 

im Vertrag vom Januar 2016 nicht erfassten Vermö-

gens allein beerben solle. 

Im Januar 2018 verstarb der Erblasser. Die Beklagte 

nahm seinen Nachlass in Besitz. Im Dezember 2019 

wurde über das Vermögen des Hausarztes das Insol-

venzverfahren eröffnet. Der Kläger hat als Insolvenz-

verwalter die Beklagte auf Übertragung des dem Arzt in 

der Vereinbarung vom Januar 2016 zugewandten 

Grundstücks an die Insolvenzmasse in Anspruch ge-

nommen. 

Bisheriger Prozessverlauf: 

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die Beru-

fung des Klägers hat keinen Erfolg gehabt. 

Das Berufungsgericht hat die Zuwendung des Grund-

stücks an den Hausarzt als Vermächtnis ausgelegt. Aus 

diesem könne der Kläger aber zugunsten der Insol-

venzmasse keinen Anspruch aus § 2174 BGB herlei-

ten, denn es sei gemäß den §§ 134, 2171 Abs. 1 BGB 

wegen Verstoßes gegen ein gesetzliches Verbot un-

wirksam. Dem Hausarzt sei ein standesrechtlicher 

Verstoß gegen § 32 Abs. 1 Satz 1 der Berufsordnung 

der örtlich zuständigen Ärztekammer Westfalen-Lippe 

(BO-Ä) vorzuwerfen. Mit dem ihm zugewandten Grund-

stück habe er sich von einem Patienten einen anderen 

Vorteil im Sinne dieser Regelung versprechen lassen. 

Die Unwirksamkeit der Vermächtnisanordnung schrän-

ke auch die verfassungsrechtlich geschützte Testier-

freiheit des Erblassers nicht ungerechtfertigt ein. 

Mit seiner vom IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 

zugelassenen Revision verfolgt der Kläger sein Klage-

begehren weiter. 

Entscheidung des Bundesgerichtshofs: 

Die Revision des Klägers hatte Erfolg. Die Zuwendung 

des Grundstücks an den Hausarzt im Wege des Ver-

mächtnisses ist nicht wegen Verstoßes gegen § 32 

Abs. 1 Satz 1 BO-Ä unwirksam. Der Senat hat nicht 

festgestellt, ob das Vermächtnis diese Vorschrift tat-

sächlich verletzt. Denn ein - unterstellter - Verstoß 

gegen § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä führt nicht zur Unwirk-

samkeit des Vermächtnisses gemäß den §§ 134, 2171 

Abs. 1 BGB. 

§ 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä regelt als berufsständische 

Vorschrift das Verhältnis zwischen dem Arzt und der für 

ihn zuständigen Landesärztekammer. Die Vorschrift 

verbietet deshalb nur ein Verhalten des Arztes, dem es 
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nicht gestattet ist, Geschenke oder andere Vorteile zu 

fordern, sich versprechen zu lassen oder anzunehmen. 

Nicht geschützt von diesem Verbot wird hingegen der 

zuwendende Patient oder die Erwartung seiner Ange-

hörigen, diesen zu beerben. Die Vorschrift zielt darauf 

ab, die Unabhängigkeit des behandelnden Arztes sowie 

das Ansehen und die Integrität der Ärzteschaft zu si-

chern. Dies kann durch berufsrechtliche Sanktionen 

von Seiten der Ärztekammer ausreichend sichergestellt 

werden. 

Auch die in Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG geschützte Tes-

tierfreiheit des Patienten verbietet es, ein zugunsten 

des behandelnden Arztes angeordnetes Vermächtnis 

wegen Verstoßes gegen § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä für 

unwirksam zu halten. Für eine Beschränkung der Tes-

tierfreiheit des Patienten fehlt schon eine ausreichende 

gesetzliche Grundlage. Gesetzgeberische Entschei-

dungen, die für die Ausübung von Grundrechten wie 

der Testierfreiheit wesentlich sind, müssen durch den 

Gesetzgeber in einem Parlamentsgesetz getroffen 

werden und dürfen nicht anderen Normgebern, wie hier 

einem Berufsverband, überlassen werden. Darüber 

hinaus ist der Eingriff in die Testierfreiheit des Patienten 

unverhältnismäßig. Das Interesse des Patienten, eine 

Verfügung von Todes wegen frei von offenem oder 

verstecktem Druck des ihn behandelnden Arztes errich-

ten zu können, kann den Eingriff nicht rechtfertigen, 

weil dieses Interesse durch § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä 

nicht geschützt wird. 

Der Senat hat deshalb das Berufungsurteil aufgehoben. 

Er hat die Sache an das Berufungsgericht zurückver-

wiesen, das den Parteien noch Gelegenheit geben 

muss, zu einem von ihm bislang nicht geprüften Ver-

stoß der Vereinbarung des Vermächtnisses in dem 

Erbvertrag gegen die guten Sitten vorzutragen. 

Vorinstanzen: 

LG Bielefeld - Urteil vom 18. Januar 2024 - 19 O 124/22 

OLG Hamm - Beschluss vom 26. Juni 2024 - I-10 U 

14/24 

Die maßgeblichen Vorschriften lauten: 

§ 134 BGB Gesetzliches Verbot 

Ein Rechtsgeschäft, das gegen ein gesetzliches Verbot 

verstößt, ist nichtig, wenn sich nicht aus dem Gesetz 

ein anderes ergibt. 

§ 138 Sittenwidriges Rechtsgeschäft; Wucher 

(1) Ein Rechtsgeschäft, das gegen die guten Sitten 

verstößt, ist nichtig. 

(2) Nichtig ist insbesondere ein Rechtsgeschäft, durch 

das jemand unter Ausbeutung der Zwangslage, der 

Unerfahrenheit, des Mangels an Urteilsvermögen oder 

der erheblichen Willensschwäche eines anderen sich 

oder einem Dritten für eine Leistung Vermögensvorteile 

versprechen oder gewähren lässt, die in einem auffälli-

gen Missverhältnis zu der Leistung stehen. 

§ 2171 BGB Unmöglichkeit, gesetzliches Verbot 

(1) Ein Vermächtnis, das auf eine zur Zeit des Erbfalls 

für jedermann unmögliche Leistung gerichtet ist oder 

gegen ein zu dieser Zeit bestehendes gesetzliches 

Verbot verstößt, ist unwirksam. 

§ 2174 BGB Vermächtnisanspruch 

Durch das Vermächtnis wird für den Bedachten das 

Recht begründet, von dem Beschwerten die Leistung 

des vermachten Gegenstands zu fordern. 

§ 32 Abs. 1 Satz 1 Berufsordnung der Ärztekammer 

Westfalen-Lippe - Unerlaubte Zuwendung 

Es ist nicht gestattet, von Patientinnen und Patienten 

oder anderen Geschenke oder andere Vorteile für sich 

oder Dritte zu fordern oder sich oder Dritten verspre-

chen zu lassen oder anzunehmen, wenn hierdurch der 

Eindruck erweckt wird, dass die Unabhängigkeit der 

ärztlichen Entscheidung beeinflusst wird.“ 

Fazit 

Das Urteil schafft Rechtssicherheit und ist daher zu 

begrüßen. Ein Vermächtnis zugunsten eines behan-

delnden Arztes ist nicht wegen eines Verstoßes gegen 

ein gesetzliches Verbot unwirksam. 

Allerding macht der BGH deutlich, dass eine Sittenwid-

rigkeit einer testamentarischen Verfügung in Betracht 

kommen kann. Die Sittenwidrigkeit kann sich aus den 

Umständen des Zustandekommens der Verfügung 

ergeben. 
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12.9.2025 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
 

 



 
 
 
 

© STEHR STADLER LINDNER PICHLER Seite 5/5 

Ansprechpartner 

 

Für alle Fragestellungen stehen Ihnen gerne zur Verfügung  STEHR STADLER LINDNER PICHLER 
Vereidigte Buchprüfer Steuerberater 
Rechtsanwalt Partnerschaft mbB 
 

Peter Stehr sen., Dipl.-Bw. (FH), vBP, StB 
Michael Stadler sen., Bw., vBP, StB 
Peter Stehr jun., Dipl.-Bw. (FH), StB 
Anneliese Lindner, StB 
Paul Pichler, StB 
Dr. Johannes Stehr, RA, StB, FAfStR 
Patrick Stadler, StB 
Michael Stadler jun., M.A., LL.M., StB 
Sebastian Wartner, StB 
 
Badstraße 26, 83646 Bad Tölz 
Tel.: 08041 7678-0, Fax: 7678-22 

E-Mail: kanzlei@stehr-stadler.de 
Homepage: www.stehr-stadler.de 
 
Sitz der Gesellschaft: Bad Tölz 
AG München, PR 498 
USt-Id.Nr.: DE233818164 
 
Kooperationen 
Rechtsanwalt Rudolf Röck 
Badstraße 26, 83646 Bad Tölz 
 

 

  
 PETER STEHR sen. 
 Vereidigter Buchprüfer 
 Steuerberater 
  
  
 kanzlei@stehr-stadler.de 

  

  
 MICHAEL STADLER sen. 
 Vereidigter Buchprüfer 
 Steuerberater 
  
  
 michael.stadler@stehr-stadler.de 

  

 

   
     
 PETER STEHR jun. 
 Steuerberater 
  
  
  
 peter.stehr.jun@stehr-stadler.de 

  

  
 ANNELIESE LINDNER 
 Steuerberater 
  
  
  
 anneliese.lindner@stehr-stadler.de 

  

 

   
     
 PAUL PICHLER 
 Steuerberater 
  
  
  
 paul.pichler@stehr-stadler.de 

  

  
 Dr. JOHANNES STEHR 
 Rechtsanwalt 
 Steuerberater 
 Fachanwalt f. Steuerrecht 
  
 johannes.stehr@stehr-stadler.de 

  

 

    
      
 PATRICK STADLER 
 Steuerberater 
  
  
  
 patrick.stadler@stehr-stadler.de 

  

  
 MICHAEL STADLER jun. 
 Steuerberater 
  
  
  
 michael.stadler.jun@stehr-stadler.de 

  

 
 

 
  

 
 

  
 

  
 SEBASTIAN WARTNER 
 Steuerberater 
  
  
  
 sebastian.wartner@stehr-stadler.de 

  

  

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

Die Beiträge dieses Newsletters stellen eine Auswahl an allgemeinen Informationen über aktuelle Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltungsauffas-
sung dar. Sie wurde nach bestem Wissen erstellt. Sie erheben keinerlei Anspruch auf Vollständigkeit und können die persönliche Beratung in keinem Fall 
ersetzen. Diese Mandanteninformation stellt keine Auskunft, Beratung oder sonstige Dienstleistung unserer Berufsträger dar. Für Inhalt, Richtigkeit, Aktuali-
tät und Vollständigkeit kann daher keinerlei Haftung – auch seitens der Verantwortlichen – übernommen werden. 


